
Die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften sind berechtigt, 
von ihren Mitgliedern auf Grund der staatlichen Steuerlisten nach 
Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen Steuern zu erheben.

Den Religionsgesellschaften werden Vereinigungen gleichgestellt, 
die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Auf­
gabe machen.

Artikel 36
Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden 

öffentlichen Leistungen an die Religionsgesellschaften werden durch 
Gesetz abgelöst.

Artikel 37
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Kranken­

häusern, Strafanstalten oder anderen öffentlichen Anstalten besteht, 
sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen 
zugelassen. Niemand darf zur Teilnahme an solchen Handlungen 
gezwungen werden.

Artikel 38
Wer aus einer Religionsgemeinschaft öffentlichen Rechts mit 

bürgerlicher Wirkung austreten will, hat den Austritt bei Gericht zu 
erklären oder als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form ein­
zureichen.

Artikel 39
Die Entscheidung über die Zugehörigkeit von Kindern zu einer 

Religionsgesellschaft steht bis zu deren vollendetem vierzehnten 
Lebensjahr den Erziehungsberechtigten zu. Von da ab entscheidet das 
Kind selbst über sein Verbleiben in der Religionsgesellschaft.

C. Das P a r l a m e n t  d e r  R e p u b l i k

Artikel 40

Das Parlament ist das höchste Staatsorgan der Republik.
Die Gesetzgebung der Republik obliegt ausschließlich dem Parla­

ment. In seiner Hand liegt die oberste Kontrolle über alle Regierungs­
maßnahmen, Staatshandlungen, über die gesamte Verwaltung und 
Rechtsprechung.

Das Parlament wählt die Regierung der Republik. Die Regierung 
in ihrer Gesamtheit und jeder einzelne Minister bedürfen zu ihrer 
Amtsführung des Vertrauens des Parlaments.
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